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Auslegung von AVB 

(Bundesgerichtsentscheid 4A_330/2021 vom 5. Januar 2022)  

Lehre aus dem Gerichtsentscheid  

Das Bundesgericht befasste sich in einem neuen Entscheid zu einer 

Pandemieausschlussklausel mit der Auslegung von Allgemeinen Versiche-

rungsbedingungen («AVB») nach dem Vertrauensprinzip. Die Vertrags-

auslegung nach dem Vertrauensprinzip funktioniert ganz anders als die 

Gesetzesauslegung. Es geht dabei nicht um die Auslegung von allgemein-

gültigen Normen, gerichtet an eine unbestimmte Zahl von Normadres-

saten, sondern um die Auslegung von Klauseln im Kontext einer Vertrags-

beziehung. Es geht im Fall von AVB darum zu ermitteln, was der 

Versicherer mit einer Klausel gemeint hat und wie der Versicherungs-

nehmer die Klausel nach Treu und Glauben verstehen durfte und musste 

(objektiver Sinn der Erklärung). Dabei kommt dem Wortlaut eine 

geringere Bedeutung zu, als dies bei der Gesetzesauslegung der Fall ist, 

weil bei einer zweiseitigen Vertragsbeziehung, auch wenn sie standardisiert ist, weitere 

konkrete Anhaltspunkte für die objektive Bedeutung einer Erklärung vorliegen. Im Rahmen 

einer sachgerechten Vertragsauslegung darf der Wortlaut des Vertragstextes nicht isoliert 

betrachtet werden; er braucht entsprechend auch nicht aus sich heraus verständlich zu sein. 

Zusätzlich müssen der Zusammenhang, die gesamten Umstände und der Regelungszweck 

berücksichtigt werden.      

Sachverhalt 

Bei diesem Bundesgerichtsentscheid geht es 

u.a. um die Auslegung von Zusatzbedingungen 

eines Versicherers. Diese sind hinsichtlich der 

Versicherungsdeckung in zwei Rubriken geglie-

dert. Die erste Rubrik handelt von den grund-

sätzlich gedeckten Risiken («Versichert sind») 

und die zweite Rubrik von den Ausschlüssen 

(«Nicht versichert sind»). Unter dem Titel «Epi-

demie» wird Folgendes festgehalten:  

Versichert sind nach Klausel B1 Schäden «in-

folge von Massnahmen, die eine zuständige 

schweizerische oder liechtensteinische Be-

hörde aufgrund gesetzlicher Bestimmungen 

verfügt, um durch: a) Schliessung oder Qua-

rantäne von Betrieben oder Betriebsteilen 

sowie Einschränkungen der betrieblichen Tä-

tigkeit [...] die Verbreitung übertragbarer 

Krankheiten zu verhindern».  

Nicht versichert sind nach Klausel B2 «Schä-

den […] infolge Krankheitserregern für wel-

che national oder international die WHO-

Pandemiestufen 5 oder 6 gelten».  

Die Zusatzbedingungen nehmen Bezug auf die 

Einteilung von Pandemien in sechs Stufen oder 

Stufen gemäss dem genannten Plan der Welt-

gesundheitsorganisation (WHO). Diese Eintei-

lung war hingegen bereits vor Abschluss des 

strittigen Versicherungsvertrags überholt und 

nicht mehr in Gebrauch.   

Auslegung nach Vertrauensprinzip 

Bei der Auslegung der Klausel B2 (Pandemiede-

ckungsausschluss) gelangen das Handelsge-

richt des Kantons Aargau als Vorinstanz und das 

Bundesgericht zu unterschiedlichen Ergebnis-

sen. Das Handelsgericht hält sich an den Wort-

laut des Vertragstextes und lehnt einen gültigen 

Pandemiedeckungsausschluss ab. Dagegen be-

rücksichtigt das Bundesgericht neben dem 

Wortlaut auch den Zusammenhang, die Um-

stände sowie den Regelungszweck und bejaht 

einen gültigen Pandemiedeckungsausschluss. 

Es werden nachfolgend die Argumente von Vo-

rinstanz und Bundesgericht kurz dargestellt.  

Die Vorinstanz vertritt die Auffassung, die Klau-

sel B2 ergebe aus sich heraus keinen Sinn und 

erweise sich als missverständlich. Ein blosses 

Nennen der Pandemiestufen sei nicht ausrei-

chend; die «entsprechenden Kriterienkataloge 

oder Definitionen» hätten in den Vertragstext 
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aufgenommen werden müssen oder es hätte 

zumindest ein gültiger Internet-Dateipfad ange-

geben werden müssen. Weil der Versicherer 

dies unterlassen habe, hätten die früheren 

WHO-Pandemiestufen 5 und 6 keinen Eingang 

in den Versicherungsvertrag gefunden; sie 

könnten nicht zur Begründung des Deckungs-

ausschlusses herangezogen werden.   

Das Bundesgericht widerspricht m.E. zu Recht. 

Der Vertragstext ist nicht isoliert zu interpretie-

ren. Entsprechend muss der Vertragstext auch 

nicht aus sich selbst heraus verständlich sein. 

Die Erklärung ist so auszulegen, wie sie nach 

ihrem Wortlaut und Zusammenhang sowie den 

gesamten Umständen verstanden werden 

durfte und musste. Von einem branchenfrem-

den Versicherungsnehmer kann erwartet wer-

den, dass er weiss, was eine Pandemie ist. Wer 

aber weiss, was eine Pandemie ist, kann aus 

dem Text der Klausel B2 verstehen, dass solche 

Pandemien in verschiedene Stufen eingeteilt 

sind und dass davon die Stufen 5 und 6 aus der 

Versicherungsdeckung ausgenommen sind. Der 

Versicherungsnehmer kann verstehen, dass es 

sich dabei um die höchsten Pandemiestufen 

handelt, auch wenn er das WHO-Pandemiestu-

fensystem nicht (im Detail) kennt. Im Ergebnis 

ist die Klausel B2 so zu verstehen, dass die 

höchsten beiden Stufen des WHO-Pandemiestu-

fensystems von der Versicherungsdeckung aus-

genommen sind. Dieses Auslegungsergebnis 

stimmt auch mit dem für den Versicherungs-

nehmer erkennbaren Regelungsziel des Versi-

cherers überein, die obersten beiden Stufen des 

WHO-Pandemiestufensystems von der Versi-

cherungsdeckung auszunehmen (BGer, 

4A_330/2021 E. 5.1 und 5.2).     

Die Vorinstanz vertritt die Auffassung, dass ge-

mäss Wortlaut der Klausel B2 die Pandemiestu-

fen 5 und 6 «in Kraft» sein müssten bzw. eine 

Behörde sich auf die WHO-Pandemiestufen 

habe berufen müssen, damit der Deckungsaus-

schuss greife. Beides sei vorliegend nicht der 

Fall gewesen. 

Das Bundesgericht widerspricht m.E. zu Recht. 

Erstens kann «gelten» rein sprachlich auch so 

verstanden werden, dass der Deckungsaus-

schluss greift, wenn eine Pandemie nach dem 

WHO-Pandemiestufensystem als eine Stufe 5 

oder 6 beurteilt wird, ohne dass die Pandemie-

stufen im fraglichen Zeitpunkt tatsächlich in 

Kraft sein müssten. Dass es für eine solche Be-

urteilung einer Pandemie einer offiziellen Ver-

kündung durch eine Behörde bedürfte, kann 

dem Wortlaut der Klausel nicht entnommen 

werden. Zweitens darf die Auslegung nach dem 

Vertrauensprinzip ohnehin nicht bei einer Buch-

stabenauslegung stehen bleiben. Es sind auch 

der Zusammenhang und die gesamten Um-

stände sowie das Regelungsziel zu berücksich-

tigen. Das von der Vorinstanz propagierte Erfor-

dernis der behördlichen Berufung auf die WHO-

Pandemiestufen 5 und 6 ist schon deshalb nie 

erfüllt, weil die WHO das Klassifizierungssystem 

von Pandemien bereits vor Abschluss des Versi-

cherungsvertrags geändert hat. Die Auslegung 

der Vorinstanz hätte somit zur Konsequenz, 

dass der Deckungsausschluss nie greifen 

könnte und somit toter Buchstabe bliebe. Dies 

kann keine sachgerechte Auslegung darstellen, 

müsste man dem Versicherer nämlich dabei un-

terstellen, er hätte einen Deckungsausschluss in 

den Vertrag aufnehmen wollen, der tatsächlich 

überhaupt nie zur Anwendung gelangen könnte 

(BGer, 4A_330/ 2021 E. 5.2.2.3).    

Unter Berücksichtigung des Zwecks der Bestim-

mung musste dem Versicherungsnehmer somit 

klar sein, wie die Klausel B2 zu verstehen war: 

Von der grundsätzlichen Deckung der Schäden 

bei Epidemien (Klausel B1) sind die gravieren-

den Risiken ausgenommen, nämlich nach Klau-

sel B2 Pandemien, die als WHO-Pandemiestufen 

5 und 6 beurteilt werden. An diesem Ausle-

gungsergebnis ändert nichts, dass dieses Stu-

fensystem von der WHO bereits bei Vertragsab-

schluss nicht mehr im Gebrauch war. Es ist nicht 

ersichtlich, warum der Versicherer für die Um-

schreibung des Ausschlusses der Versiche-

rungsdeckung bei Epidemie nicht an den frühe-

ren Pandemiestufen der WHO hätte anknüpfen 

dürfen. Es folgt, dass die Klausel B2 nicht auf 

verschiedene Weise verstanden werden kann. 

Deren Bedeutung erschliesst sich im Gesamtzu-

sammenhang, womit für die Anwendung der 

Unklarheitsregel kein Raum bleibt. Diese ist erst 

subsidiär anwendbar, wenn sämtliche übrigen 

Auslegungsmittel versagen (BGer, 4A_330/ 

2021 E. 5.2.2.3 und 5.2.3).    
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